
Antwort von Herrn/Frau Prof.‘in [möchte nicht namentlich genannt werden] auf die Anfrage  von 
www.dirty-weed.com zur Cannabis-Aufklärungskampagne des Bundesministeriums für 
Gesundheit - erhalten am 24.11.2023 [Link zur Anfrage - siehe Fußnote].

Sehr geehrter Herr Friedrich,

die Antwort im Strafrecht richtet sich nach § 17 StGB, dem Verbotsirrtum. Stets kommt es auf die
Vorstellung  der  beschuldigten  Person  an.  Eine  allgemeingültige  Antwort  lässt  sich  daher  nicht
geben. Sie wissen etwa, dass das Gesetz nicht geändert ist und können sich daher nicht auf die
Werbung berufen. Erste Voraussetzung des § 17 StGB ist nämlich, dass die beschuldigte Person
denkt, ihr Verhalten sei erlaubt. Zweite Voraussetzung der Straflosigkeit ist, dass die Person diesen
Irrtum  nicht  vermeiden  konnte.  Das  hängt  ganz  stark  von  den  persönlichen  intellektuellen
Fähigkeiten dieser  Person,  ihrem Bildungsstand,  ihrer  Vernetzung in  sachkundigen Kreisen und
vielen weiteren Umständen ab. Konnte sie den Irrtum nicht vermeiden, wird sie nicht bestraft.
Konnte sie den Irrtum vermeiden, aber irrte, wird die Strafe gemildert. Irrt die Person nicht, kann
sie sich auch nicht auf die Werbung berufen.

Viele Grüße

Link zum PDF der Anfrage vom 23.11.2023: 
https://dirty-weed.com/docs/Anfrage_Cannabis_Plakataktion_Bundesregierung.pdf
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